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Rechtsstreit

Arno Wagener./. Jobcenter Landkreis Kusel

Sehr geehrter Herr Wagener,

anliegend wird |Ihnen eine beglaubigte Abschrift des Gerichtsbescheids vom 28.07.2021
zugestellt.

Fiir den Fall der Berufungseinlegung wird - unabhangig von der Frage, ob eine solche
zulidssig ist - darauf hingewiesen, dass die Ubersendung einer Abschrift des
Gerichtsbescheids an das Landessozialgericht nicht erforderlich ist, weil § 151 Abs. 3
SGG nur verlangt, dass die angefochtene Entscheidung bezeichnet werden soll.

Mit freundlichen
Grifien Auf Anordnung

Roppel
Justizbeschaftigte

Dieses Schreiben wurde EDV-unterstiitzt erstellt und wird nicht unterzeichnet.
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Beglaubigte Abschrift

SOZIALGERICHT SPEYER

IM NAMEN DES
VOLKES
GERICHTSBESCHEID

In dem Rechtsstreit

ArnoWagener, Hauptstralle 67, 66871 Theisbergstegen

gegen

Jobcenter Landkreis Kusel, vertreten durch den Landrat,
Fritz-Wunderlich-Strale 49 B, 66869 Kusel

hat die 6. Kammer des Sozialgerichts Speyer am 28. Juli 2021 durch

den Richter am Sozialgericht Lichtenthéler fiir Recht erkannt:

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. AuBergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
Tatbestand

Die Beteiligten streiten Uber Umzugskosten.

- Klager -

- Beklagter -



Der 1959 geborene Klager beantragte nach einem Auslandsaufenthalt beim Beklagten
erstmals im September 2019 Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch - 2. Buch - (SGB II). Er
gab an, wohnungslos zu sein und legte Rechnungen Uber die Anmietung einer
Ferienwohnung vor. Mit Bescheid vom 30.10.2019 bewilligte der Beklagte ihm fir die Zeit
vom 1.9.2019 bis zum 31.8.2020 Leistungen. In Zusammenhang mit einem Widerspruch
gegen ein Einladungsschreiben stritten die Beteiligten um ,Hilfen bei der
Wohnraumbeschaffung®. Nach einem zurickweisenden Widerspruchsbescheid sah die 3.
Kammer im sich anschliellenden gerichtlichen Verfahren das Begehren des Klagers, bei
verstandiger Wuirdigung seines Vorbringens, auf Unterstutzungsleistungen bei der Suche
nach einer Wohnung bzw. die Bereitstellung einer Solchen gerichtet an. Mit Gerichtsbescheid
vom 11.3.2020 wies sie die, auf Sach- bzw. Dienstleistungen gerichtete Klage zurtck (S 3 AS

1272/19).

Im Oktober 2019 hatte der Klager eine Ferienwohnung unter der Adresse HauptstralRe 67,
66871 Theisbergstegen bezogen. Nachdem er eine
Mietbescheinigung fur eine Wohnung unter dieser Adresse vorlegte, erteilte der Beklagte
seine Zustimmung zu einem entsprechenden Umzug am 15.12.2019. Mit Bescheid vom
4.12.2019 hatte er zuvor Leistungen fir eine Erstausstattung bewilligt. Spater wurden weitere
Leistungen fur die Erstausstattung gewahrt. Fir die aufzubringende Mietkaution bewilligte er
ein Darlehen. In einem Anderungsbescheid vom 4.2.2020 beriicksichtigte er die neuen

Kosten der Unterkunft (KdU) im laufenden Bewilligungsabschnitt..

In einem am 4.6.2020 beim Beklagten eingegangenen Schreiben machte der Klager neben
der Ubernahme von Renovierungskosten, Umzugskosten geltend. Konkret beantragte er die
Ubernahme der Kosten fiir den Transport von 8

Umzugskartons von 37120 Bovenden, Nahe Goéttingen, in seine neue Wohnung. Die Kartons
wurden dort seit ca. 2014 bei seiner Mutter stehen. Sie habe ihn unmissverstandlich zur
Abholung aufgefordert. Die Kosten schatzte er auf ca. 1200 €. Daneben enthielt dieses
Schreiben umfangreiche Ausfuhrungen zu fruheren Erstausstattungsantrdagen und
Widerspruchen, gesundheitlich bedingte notwendige Anschaffungen, Investitionen in eine
Selbststandigkeit, Homepage, Patentanmeldung und der Feststellung von Einschrankungen

der Erwerbsfahigkeit.



Mit Bescheid vom 24.8.2020 bewilligte der Beklagte fur den Zeitraum vom 1.9.2020 bis zum
31.8.2021 Leistungen.

Mit Bescheid vom 2.11.2020 erstattete sie einen Teil der geltend gemachten Materialkosten

fur die Einzugsrenovierung erstattet.

Den Antrag auf Ubernahme von Umzugskosten fir den Transport der 8 Umzugskartons hatte
der Beklagte zuvor mit Bescheid vom 12.10.2020 abgelehnt. Dies begrindete er damit, dass
zum Zeitpunkt der Antragstellung, der Umzug bereits erfolgt sei. Der Transport stehe in
keinem direkten Zusammenhang zum Umzug. Hiergegen legte der Klager am 29.10.2020
Widerspruch ein. Er verwies darauf, dass dem Beklagten durch den Umzug im gleichen Haus
keine Kosten entstanden seien. Erst durch eine Benachrichtigung seines Sohnes, sei er auf
die Existenz der Umzugskartons aufmerksam geworden. Sie enthielten wichtige Unterlagen.
Mit Widerspruchsbescheid vom 30.3.2021 wies der Beklagte den Widerspruch zurtck.
Ausweislich der Postzustellungsurkunde in den Ubersandten Verwaltungsakten wurde dieser
Bescheid am 1.4.2021 in den, zur Wohnung des Klagers gehérenden Briefkasten eingelegt.
Hiergegen richtet sich die am 4.5.2021 beim Sozialgericht Speyer eingegangene Klage.

Der Klager verweist auf sein Vorbringen im Widerspruchsverfahren und einen neuen bzw.
weiteren Antrag auf Umzugskosten und die Zahlung tatsachlicher KdU vom 30.4.2021 und

4.6.2021.

Er tragt vor:

Den Widerspruchsbescheid hatte er am 5.4.2021 erhalten. Soweit die Kammer einen

Uberprifungsantrag anrege, bringe dies beim Beklagten nichts.

Er beantragt nach dem Sinn seines Vorbringens,

den Bescheid vom 12.10.2020 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
30.3.2021 aufzugehen und den Beklagten zu verurteilen, die Kosten fur den
Transport von 8 Umzugskartons von 37120 Bovenden in seine jetzige Wohnung zu

ubernehmen.



Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er tragt vor:

Die Klage sei verfristet. Ausweislich der PZU sei der Widerspruchsbescheid dem Klager

am 1.4.2021 zugestellt worden.

Die Kammer hat in einem an den Klager gerichteten Schreiben die Berechnung der
Klagefrist erlautert und die Mdoglichkeit einer Uberpriifung geman § 44 Sozialgesetzbuch -
10. Buch - (SGB X) aufgezeigt. Zugleich hat sie auf die Absicht hingewiesen, durch
Gerichtsbescheid zu entscheiden.

Der Klager hat mit Schreiben vom 19.7.2021 klargestellt, dass er keinen Uberpriifungsantrag
stellt und eine Untatigkeit der Beklagten gerlgt. Diesbeziiglich hat er umfangreiche
Ausflihrungen zu bisherigen Klageverfahren, der Rechtsprechung des BVerfG, UN-
Behindertenkonvention, soziokulturellem Existenzminimum und Selbstandigkeit und staatlich
legitimierter Behdrdenwillkir gemacht. Das Sozialgericht sei aufgefordert, das beabsichtigte
Verfahren auszusetzen und in einem Normenkontrollverfahren dem BVerfG die ,Hartz IV*

Regelungen zur Prufung vorzulegen.

Die Kammer hat den Klager daraufhin gewiesen, dass diesen Ausflihrungen kein konkreter
Antrag zu entnehmen sei, auf den sich eine Untatigkeit des Beklagten beziehen kénne. Das

Schreiben sei nicht als neue, weitere Klage erfasst worden sei.

Zur Erganzung des Tatbestandes wird Bezug genommen auf den Inhalt der Prozessakte und
den Prozessakten der Parallelverfahren sowie den in diesen Verfahren Ubersandten

Verwaltungsakten verwiesen.



Entscheidunqgsqriinde

Die kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage ist unzulassig. Sie wurde aufierhalb der

Klagefrist gemal § 87 Abs. 1 S. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) erhoben.

Die Kammer konnte nach Anhérung der Beteiligten gemaf § 105 SGG den Rechtsstreit ohne
mandliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid entscheiden, denn die Sache weist keine
besonderen Schwierigkeiten tatsachlicher oder rechtlicher Art auf und der Sachverhalt ist

geklart.

Bereits im Schreiben vom 24.6.2021 hat die Kammer klargestellt, dass ausweislich der PZU
in den Verwaltungsakten, der Widerspruchsbescheid am 1.4.2021

zugestellt wurde. Die Klagefrist betragt einen Monat. GemaR § 64 Abs. 2 SGG endet diese
Frist mit Ablauf des letzten Tages des Folgemonats, welcher nach Benennung oder Zahl dem
Tag entspricht, in dem das Ereignis oder der Zeitpunkt (hier die Zustellung am 1.4.) fallt. Fallt
das Fristende auf einen Sonnabend, so endet die Frist gemal Abs. 3 dieser Vorschrift mit
Ablauf des nachsten Werktags. Von einer Zustellung am 1.4.2021 ausgehend, endete die
Klagefrist daher vorliegend nicht am Samstag den 1.5.2021, sondern mit Ablauf des
darauffolgen Montag, den 3.5.2021. Die Klage ging erst am 4.5.2021 beim Sozialgericht
Speyer ein. Widereinsetzungsgriinde gemall § 67 Abs. 1 SGG sind nicht erkennbar. Ein
entsprechender Antrag wurde auch nicht gestellt. Soweit der Klager auf einen
Umschlagsvermerk des Postboten mit dem Datum 5.4.2021 verweist, der von ihm nicht
vorgelegt werden kann, ist dieser Vortrag nicht geeignet, das in der PZU vermerkte

Zustellungsdatum zu widerlegen.

Da die Klage als unzuléssig zuriickzuweisen war findet keine materielle Uberpriifung des
geltend gemachten Anspruchs statt. Unabhangig hiervon vermag die Kammer den
Ausfihrungen des Klagers aber auch keine Grinde fir einen Vorlagebeschluss zum BVerfG

zu entnehmen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG. Sie entspricht dem Ausgang des

Rechtsstreits.



-Rechtsmittelbelehrung -
Rechtsmittelbelehrung

Dieser Gerichtsbescheid kann mit der Berufung angefochten werden.

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Gerichtsbescheides bei dem
Landessozialgericht Rheinland-Pfalz, Ernst-Ludwig-Platz 1, 55116 Mainz, schriftlich, in
elektronischer Form oder miindlich zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle einzulegen.

Die elektronische Form wird durch Ubermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das fiir die
Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

von der verantwortenden  Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder

von der verantwortenden  Person signiert und auf einem sicheren Ubermittlungsweg
gem. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten
elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Uber die technischen Rahmenbedingungen
des elektronischen Rechtsverkehrs und Uber das besondere elekironische Behdrdenpostfach
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils giiltigen Fassung. Uber die
Internetseite des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz (www.lsgrp.justiz.rip.de) kénnen weitere
Informationen (ber die Rechtsgrundlagen, Bearbeitungsvoraussetzungen und das Verfahren des
elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden.

DieBerufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Monatsfrist bei dem
Sozialgericht Speyer, Schubertstralle 2, 67346 Speyer, schriftlich, in elektronischer Form oder
mindlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéaftsstelle eingelegt wird.

Wird schriftliche Berufung eingelegt, muss die Berufungsschrift innerhalb der Monatsfrist bei einem der
vorgenannten Gerichte eingehen. Sie soll den angefochtenen Gerichtsbescheid bezeichnen, einen
bestimmten Antrag enthalten und die zur Begriindung der Berufung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angeben.

Auf Antrag kann von dem Sozialgericht durch Beschluss die Revision zu dem Bundessozialgericht
zugelassen werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt. Der Antrag auf Zulassung der Revision ist
innerhalb eines Monats nach Zustellung des Gerichtsbescheides bei dem Sozialgericht Speyer
schriftlich oder in elektronischer Form zu stellen. Die Zustimmung des Gegners ist dem Antrag
beizufiigen.

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so beginnt mit der
Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem, sofern der

Antrag auf Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt und die
Zustimmungserklarung des Gegners beigefligt war.

Bei Zustellungen im Ausland gilt anstelle der oben genannten Monatsfristen eine Frist von drei
Monaten.


http://www.lsgrp.justiz.rlp.de/

Der Berufungsschrift und allen folgenden Schriftsatzen sollen Abschriften fir die tbrigen Beteiligten
beigefligt werden.




	Sozialgericht Speyer
	Mit Postzustellungsurkunde
	Schubertstraße 2 67346 Speyer
	Dieses Schreiben wurde EDV-unterstützt erstellt und wird nicht unterzeichnet.


	SOZIALGERICHT SPEYER
	IM NAMEN DES VOLKES GERICHTSBESCHEID
	Entscheidunqsqründe
	Rechtsmittelbelehrung



